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Die Zustimmung zum Panzergeschdft Leopard 2

Armee, Parlament und Partei

Von Stdnderat Otto Piller, Freiburg

In der Herbstsession hat der Stdnderat das Panzergeschdft beraten
und verabschiedet. Um den Panzer Leo 2, das grosste Riistungsge-
schdft, das die Eidgenossenschaft je getdtigt hat, ist innerhalb der
SP - wie konnte es anders sein - eine Diskussion entbrannt. Eine
ganze Reihe von SozialdemokratInnen haben sich gegen den Kauf
des Panzers Offentlich ausgesprochen. Otto Piller, Stinderat aus
Freiburg, hat dazu im Stdnderat eine bemerkenswerte Rede an sei-
ne Ratskolleginnen und -kollegen gehalten. Er hat dem Plenum der
kleinen Kammer einige Punkte aus dem Parteiprogramm der SPS

erldutert.

Erlauben Sie mir, dass ich aus-
nahmsweise hier einmal den
Standpunkt der Sozialdemokra-
tischen Partei darlege, der sich
allerdings fast ausnahmslos im-
mer mit dem meinigen deckt.
Ich werde dabei einige grund-
sdtzliche Uberlegungen anbrin-
gen, die iber das Panzerge-
schift etwas hinausgehen. Ich
mochte dies tun, weil immer wie-
der behauptet wird, dies vor-
nehmlich von biirgerlichen Krei-
sen, die sozialdemokratische
Partei sei in militdrischen Fra-
gen kein verlédsslicher Partner.
Diese Vorwiirfe werden natiir-
lich zu Unrecht erhoben.

Im neuen Parteiprogramm der
Sozialdemokraten steht unter
viel Lesenswertem zur Sicher-
heitspolitik folgendes geschrie-
ben: «In einer Welt voller Unge-
rechtigkeit und Machtkonzen-
tration dienen die Armeen hiu-
fig der Beherrschung eigener
oder fremder Linder. Militari-
sche: Abwehrbereitschaft zur
Aufrechterhaltung der eigenen
politischen Unabhéngigkeit ist
fiir uns ein notwendiges Ubel.
Die Armee ist ein Instrument der
Aussenpolitik; niemals darf sie
Selbstzweck sein. Sie ist nur
glaubwiirdig, sofern die Bevol-
kerung auch wirklich bereit ist,
mit der Milizarmee ihre Freihei-
ten, Rechte und sozialen Errun-

genschaften zu verteidigen! Die
Einsicht in die Notwendigkeit
der Armee darf nicht dazu fiih-
ren, dass Armee, Riistung und
Verteidigungsausgaben tabui-
siert werden. Zur Erfiillung ih-
rer Aufgaben bedarf die Armee
einer schweizerischen Produk-
tionsbasis fiir Riistungsgiiter
mittlerer Technologie, die der
grossen Zahl von Wehrménnern
die minimale Ausriistung si-
chern kann.»

Aus dieser Sicht der Dinge wur-
de aus SP-Kreisen heraus im Na-
tionalrat durch die Fraktion und
im Standerat durch Herrn Belser
je eine Motion eingereicht, mit
dem Ziele, den Ausbau unserer
Armee in Richtung immer kom-
plexerer Waffensysteme nicht
ins Uferlose wachsen zu lassen.
Es gilt den Militdrs Schranken
und Leitplanken zu setzen, und
zwar durchs Parlament.

Diese Schranken sind nach uns
durch folgendes bestimmt:

- Das Milizsystem, mit einer
zahlenmaéssig grossen Armee,
schwergewichtig Infanterie.
Wollen wir unsere Infanteristen
optimal ausriisten, fiihrt dies
zwangslaufig dazu, dass wir uns
beispielsweise nicht die amerika-
nische Armee in Taschenformat
leisten kénnen.

- Von der Kleinheit und Topo-
graphie her ldsst unser Land den

Einsatz hochmoderner Rii-
stungsgiiter nur beschriankt zu.

- Die Bundesfinanzen sind limi-
tiert, und die Ausgaben fiir die
Armee haben nicht Prioritét vor
anderen Staatsaufgaben wie So-
zialwesen, Bildung, Landwirt-
schaft.

Die Motionen, die als Postulate
in beiden Réten iiberwiesen wur-
den, sollen mit einem Bericht
hoffentlich bald eine Antwort
erhalten. Fir mich und wohl
auch fiir meine Parteifreunde
bilden diese Ausfithrungen die
Grundlage zur Beurteilung der
jeweiligen  Ristungsvorlagen.
Wenn wir heute zustimmen,
dann tun wir das aus folgenden
Griinden:

1. Durch den Kauf dieser neuen
Panzer wird nach Aussagen des
Departementchefs und des Ge-
neralstabchefs die Panzerflotte
nicht vergrossert. Pro neuer
Panzer soll ein alter verschrottet
werden. Das umstrittene und
kostspielige Retrofitprogramm
fiir die Centurions wird fallenge-
lassen.

2. Die Lizenzfabrikation, die
kostenmaéssig nicht viel ber
dem Kauf ab Stange liegt, gibt
unserer Industrie einen notwen-
digen Know-how-Gewinn.

3. Der Finanzrahmen, der dem
EMD vom Parlament gesteckt
wurde, muss und, so hoffe ich,
wird, tber die kommenden 5
Jahre gemittelt, eingehalten.

4. Dieser Kauf mit der schnelle-
ren Beschaffungskadenz, wie sie
die Kommission vorschligt, hat
keinen Einfluss auf die geplante
Modernisierung der infanteristi-
schen Ausriistung und bedingt
die Riickstellung anderer tech-
nisch hochstehender Riistungs-

gliter.
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Wir verbinden allerdings diese
heutige Zustimmung mit der Er-
kldarung, dass wir wachsam ver-
folgen werden, ob diese Zusi-
cherungen des Bundesrates und
der Armeespitze auch eingehal-
ten werden. Wir sind der Uber-
zeugung, dass die Konzeption 66
nicht schleichend und undemo-
kratisch verlassen werden darf.
Und hier komme ich zu einem
zentralen Anliegen, das mich be-
schiftigt.

Das Armeeleitbild wird dem
Parlament als Bericht zugestellt.
Wir konnen bestenfalls diesen
Bericht zur Kenntnis nehmen.
Dieser Bericht soll fiir etwa 3 Le-
gislaturperioden die Riistungs-
vorlagen bestimmen. Unser Par-
lament kann aber zu Konzep-
tionsfragen erst Stellung neh-
men und dies nur indirekt, wenn
die einzelnen Riistungsvorlagen
vom Bundesrat freigegeben wer-
den. Ich glaube aber, dass das
Parlament bereits das Leitbild
bestimmend gestalten miisste,
damit es auch die Riistungsvor-
lagen in einer Gesamtschau
beurteilen kénnte. Heute erach-
te ich das Leitbild in Bericht-
form ans Parlament als eine rei-
ne Papieriibung!

Die Landesverteidigung stellt ei-
ne Aufgabe dar, die zu einem
grossen Teil der Armee iibertra-
gen wird. Der Auftrag wird aber
durch die politischen Instanzen
bestimmt. Die politischen Be-
horden, also namentlich das
Parlament, tragen die Verant-
wortung. Das heisst fiir mich,
dass eben dieses Parlament das
Armeeleitbild massgebend mit-
gestalten soll.

Gerade vorliegendes Panzerge-
schaft muss uns zeigen, dass das
Parlament sehr spit korrigie-
rend eingreifen kann.

Ich weiss, dass sogenannte De-
mokratisierungsideen in Armee-
fragen nicht tiberall eitel Freude
auslosen. Eines muss aber doch
mit aller Deutlichkeit festgehal-
ten werden, und dabei stiitze ich
mich auf eine Schrift von Alfred

Ernst, der sicher kein Unbe-
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kannter ist. Im Gegensatz zu to-
talitdren Staaten ist fiir uns der
Staat nicht Selbstzweck, son-
dern Mittel dazu, eine von uns
gewollte Ordnung zu verwirkli-
chen. Der Ausbau der inneren
Ordnung ist die eine, deren
Schutz gegen aussen die andere
Aufgabe der Politik. Mag auch
ein Entscheid der politischen Be-
horden in einem speziellen Fall
sachlich falsch sein, er ist trotz-
dem der einzig legitime. Nur die
politischen Instanzen handeln in
einem demokratischen Staate im
Auftrage des Volkes. Unsere
Demokratie beruht auf der
Uberzeugung, dass die Summe
aller Entscheide bei unserer
Staatsform auf lange Frist bes-
ser ist als dies die Summe von
undemokratischen Beschliissen
widre. Dies gilt ganz bestimmt
auch fir die Armee.

Wenn ich dies hier bei der Be-
handlung dieser Panzervorlage
sage, so hat dies seine Griinde.
Ich muss gestehen, dassich auch
nach den Kommissionsberatun-
gen ein etwas ungutes Gefiihl
hatte. Ich fithlte mich als Parla-
mentarier von seiten der Armee
und der GRD irgendwie ilibers
Ohr gehauen.

Den Bundesrat nehme ich hier
einmal aus. Herr Delamuraz hat
dieses Geschidft {ibernommen
und sehr loyal der Kommission
zu Diensten gestanden. Aber da
wird eine Vorlage gebracht, die
einerseits sehr wenig Informa-
tion enthélt und auf der andern
Seite das grosste Riistungsge-
schéft seit Bestehen der Armee
behandelt. Es schien mir, dass
die Verantwortlichen in der Ver-
waltung verlernt haben, dass
auch solche Riistungsgeschifte
vom demokratisch gewihlten
Parlament kritisch durchleuch-
tet werden miissen. Das will das
Volk! Kritik von aussen, ich
denke an die Presse, und kriti-
sche Fragen in der Kommission
stiessen nicht selten auf eine mir
unverstiandliche Abwehrreak-
tion von seiten dieser Leute. Ein
Zugeben von Fehlern, die ja je-

der einmal machen kann, lag so-
wieso nicht drin. Ich kam mir ir-
gendwie als Storefried vor!

Und heute, meine Damen und
Herren, werden wir beschlies-
sen, 40 Panzer weniger zu kau-
fen. Es macht dies allein gegen
400 Millionen aus. Dieser Vor-
schlag der Kommission wurde
von den gleichen Leuten rasch
und praktisch oppositionslos
gutgeheissen, von den Leuten,
die immer wieder sagen, sie ver-
langen nur das absolut Notwen-
dige. Es wurden weiter an der
Peripherie betrachtliche Abstri-
che vorgenommen, ohne dass
echt an Substanz verlorengeht.
Auch dies praktisch opposi-
tionslos. Muss das nicht zu den-

ken geben?
Meine Damen und Herren, wir
werden weitere Riistungsge-

schéfte behandeln miissen. Ich
werde persdnlich diese Vorlagen
beurteilen, nach den Grundsét-
zen, die ich eingangs dargelegt
habe. Dabei werde ich wohl
kaum zu allem ja sagen konnen,
wenn die Armeeleitung ihren
Wunschkatalog nicht neu iiber-
denkt. Aus diesem Panzerge-
schaft ziehe ich personlich aber
noch die Lehre, dass das Parla-
ment seine Aufsichtsfunktion
einerseits und sein Mitgestal-
tungsrecht anderseits in Militér-
fragen vermehrt wahrnehmen
sollte.

Der Mirageskandal fiihrte dazu,
dass sicher auch auf Druck der
Offentlichkeit das Parlament
einmal grundsitzlich iiber die
Konzeption diskutierte. Manre-
duzierte die Stiickzahl der ge-
planten Flugzeugflotte und
starkte gleichzeitig die Stellung
der Infanterie. Es entstand,
wenn ich richtig informiert bin,
die Konzeption 66. Und neben-
bei aus der KZA die GRD. Echte
und konstruktive Auseinander-
setzungen - denken wir an die
beiden Exponenten Ernst und
Ziiblin -, gepaart mit dem Wil-
len des Parlamentes, einen
Markstein zu setzen, fiithrten zu



dieser notwendigen Neuorien-
tierung.

Seither sind bald 20 Jahre ver-
gangen, und das Parlament hat
das Mitgestalten der Konzep-
tion, die sich iiber die Armeeleit-
bilder schleichend zu veriandern
scheint, wieder aus den Hianden
gegeben. Ziehen wir aus diesem
Panzergeschift die Lehren. Wir

haben keinen neuen «Mirage-
skandal», aber wir sollten die
Uberzeugung erlangt haben,
dass auch in Armeefragen das
Parlament in unserem Staate die
Fithrungsrolle hat und diese
auch tragen soll. Wo stehen wir
und wohin geht die Entwick-
lung? Fragen, die das Parlament
beantworten soll.

Staat und Wirtschaft miissen sich erginzen

Herr Bundesrat, ich bitte Sie bei
dieser Gelegenheit ebenfalls, mit
aller Griindlichkeit den weiteren
Ausbau unserer Landesverteidi-
gung zu iberpriifen und uns
noch vor der néchsten Rii-
stungsvorlage den versproche-
nen Bericht der Postulate Belser
und der SP-Fraktion des Natio-
nalrates vorzulegen.

Gardinenpredigt
an die Schweizer Bankiers

Bundesrat Otto Stich am Schweizerischen Bankiertag

Alljahrlich im Herbst findet der Schweizerische Bankiertag statt.
Kommt im Bundesrat ein neuer Finanzminister ins Amt, so hat er
dort regelmdssig seinen Auftritt als Hauptredner. Dieses Mal war
Bundesrat Otto Stich an der Reihe. Was er den vereinigten Schwei-
zer Bankiers gesagt hat, ist allerorts als bemerkenswert registriert
worden. Otto Stich-hat Klartext gesprochen, bei aller Konzilianz ist
er, wenn es um die Staatsfinanzen geht und um das, was die «Pri-
vaten» damit anstellen, ein harter Mann. Der Leser iiberzeuge sich

selbst.

Dig Banken im Spannungsfeld
zwischen Staat und Wirtschaft

Ich hoffe, dass ich Ihnen mit
dem Titel meines Vortrages kei-
nen Schrecken eingejagt habe.
Sie haben doch sicher ange-
nommen, dass mit der Ableh-
nung der Bankeninitiative auch
alle Spannungen aus der Welt
geschafft wurden!

Wir koénnen jetzt die Probleme
weniger emotionsgeladen dis-
kutieren, doch sind diese mit
dfer Ablehnung der Initiative
ficht in der Versenkung ver-
schwunden oder schon geldst
worden.

Ganz abgesehen vom Banken-
gesetz kommen weitere Proble-
me hinzu, die uns gegenseitig
berithren und beschiftigen:
Internationale Verschuldung,
neue Mirkte fiir Financial Fu-

tures, Notesemissionen, ganz
abgesehen von den Insiderpro-
blemen, mit ihren Beziehungen
zum Rechtsstaat und gar in den
Auswirkungen bis zur Souveri-
nitat der Schweiz.

Darob wollen wir die eminente
Bedeutung der Banken fiir un-
sere Wirtschaft nicht vergessen,
weil sie durch Kreditzusiche-
rung oder -verweigerung eine
massgebende Rolle spielen in
bezug auf die Innovation wie
auch auf die Schaffung und Er-
haltung von Arbeitsplatzen.
Als Finanzminister bin ich
froh, wenn es den Banken gut
geht. Schliesslich sind wir da-
bei, den Bundeshaushalt zu sa-
nieren, und wenn es der Wirt-
schaft und den Banken gut
geht, werden mehr Steuern ab-
geliefert. Das tun Sie in diesem
Jahr ganz besonders, und des-

halb danke ich Ihnen fiir Thre
Unterstiitzung. Oft spricht man
heute von den Rahmenbedin-
gungen der Wirtschaft und
kommt dann rasch mit Forde-
rungen nach Steuererleichte-
rungen. Steuererleichterungen
sind aber nicht denkbar, ohne
dass wesentliche Aufgaben des
Staates vernachlédssigt werden
miissen. Hier sind aber gewisse
Grenzen erreicht. Umgekehrt
gehort zu guten Rahmenbedin-
gungen fur die Wirtschaft auch
ein ausgeglichener Staatshaus-
halt und ein einigermassen sta-
biles Preisniveau.
Staat und Wirtschaft beeinflus-
sen sich gegenseitig. Auch wenn
heute der Ruf nach weniger
Staat oft ertont, so ist doch
nicht zu tiibersehen, dass auf
den verschiedensten Gebieten
(auch von der Wirtschaft) im-
mer von neuem Forderungen
nach staatlichen Interventionen
formuliert werden, denken wir
beispielsweise an den Umwelt-
schutz. Niemand wird eine
staatliche Beeinflussung ableh-
nen, wenn es um das Uberleben
geht. Die Arbeitsteilung darf
aber nicht so aussehen, dass
Gewinne zwar stillschweigend
3



	Die Zustimmung zum Panzergeschäft Leopard 2 : Armee, Parlament und Partei

